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BSchS 2002

BSchS neu

Bemerkungen, Be-
grindung

Satzung zum Schutz des Baumbestandes innerhalb der im
Zusammenhang bebauten Ortsteile und des Geltungsbe-
reiches der Bebauungsplane im Gebiet der Stadt KéIn
(Baumschutzsatzung - BSchS) vom: 17.01.2002

Satzung zum Schutz des Baumbestandes innerhalb der im
Zusammenhang bebauten Ortsteile und des Geltungsbe-
reiches der Bebauungsplane im Gebiet der Stadt KéIn
(Baumschutzsatzung - BSchS) vom: Datum nach Ratsbe-
schluss

Der Rat der Stadt Kéln hat in seiner Sitzung vom 20. Dezem-
ber 2001 aufgrund des 8 45 des Gesetzes zur Sicherung des
Naturhaushaltes und zur Entwicklung der Landschaft (Land-
schaftsgesetz—-LG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
21.07.2000 (GV. NW S. 568 / SGV. NW. 791) und der 8§ 2, 4,
5, 12, 20 Kommunalabgabengesetz fur das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV. NW. S. 712
/SGV. NW. 610) in der Verbindung mit den 88 7 und 41 der
Gemeindeordnung fir das Land Nordrhein-Westfalen in der
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NW. S.
666/ SGV. NW. 2023) - jeweils in der bei Erlass dieser Satzung
geltenden Fassung - diese Satzung beschlossen:

Der Rat der Stadt Koln hat in seiner Sitzung vom Datum auf-
grund des 8§ 45 des Gesetzes zur Sicherung des Naturhaus-
halts und zur Entwicklung der Landschaft (Landschaftsgesetz —
LG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom
21.07.2000 (GV. NRW. S. 568), zuletzt geandert durch Ge-
setz vom 16. Marz 2010 (GV. NRW. 2010 S.185) und der 8§ 2,
4, 5, 12, 20 Kommunalabgabengesetz fir das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW. S.
712), zuletzt geandert durch Gesetz vom 30.06.2009 (GV.
NRW. S. 394) in der Verbindung mit den 88 7 und 41 Abs. 1,
Buchst. f der Gemeindeordnung fir das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli
1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt gedndert durch Gesetz vom
21.12.2010 (GV. NRW. S. 688) - jeweils in der bei Erlass dieser
Satzung geltenden Fassung - diese Satzung beschlossen:

Gesetzeszitate aktualisiert.

§1 81
Zweck der Satzung Zweck der Satzung
(1) Nach MaRgabe dieser Satzung wird der Baumbestand unverandert
geschitzt zur
a) Sicherstellung der Leistungsfahigkeit des Naturhaus- unverandert
haltes,
b) Gestaltung, Gliederung und Pflege des Orts- und unverandert
Landschaftshildes und zur Sicherung der Naherho-
lung,
c) Abwehr schadlicher Umwelteinwirkungen, auf Men- unverandert

schen, Tiere und Pflanzen,
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d) Erhaltung und Verbesserung des Stadtklimas insbe-
sondere der kleinklimatischen Verhéltnisse,

unverandert

e) Erhaltung und Entwicklung der Tier- und Pflanzenwelt,

unverandert

f)  Erhaltung und Entwicklung eines artenreichen, heimi-
schen Baumbestandes, insbesondere unter Bertick-
sichtigung der Eigenart und Schonheit der Baume.

unverandert

(2)

Geschitzte Baume sind zu erhalten und mit diesem Ziel zu
pflegen und vor Gefahrdung zu bewahren.

unverandert

§2
Geltungsbereich und Schutzgegenstand

§2
Geltungsbereich und Schutzgegenstand

(1)

Im Gebiet der Stadt KéIn wird der Baumbestand innerhalb
der im Zusammenhang bebauten Ortsteile im Sinne des §
34 BauGB sowie innerhalb des Geltungsbereiches der Be-
bauungsplane, soweit letztere nicht eine land- oder forst-
wirtschaftliche Nutzung festsetzen, nach Mal3gabe dieser
Satzung unter Schutz gestellt.

unverandert

(2)

Geschitzt sind alle Baume (Gehdlzpflanzen), die einen
Stammumfang von mehr als 100 cm in 1m Hohe Gber dem
Erdboden haben, sowie ihr ober- und unterirdischer Le-
bensraum (Kronen-, Stamm- und Wurzelbereich). Liegt der
Kronenansatz unter dieser Hohe, ist der Stammumfang un-
ter dem Kronenansatz maf3gebend.

unverandert

Abweichend von Satz 1 fallen alle Koniferen (ausgenom-
men Eiben) und S&ulenpappeln sowie alle Obstbdume mit
einem Kronenansatz unter 1,60 m nicht unter den Schutz
dieser Satzung. Hiervon unberihrt bleiben Walnussbdume
und Esskastanien.

unverandert

Mehrstammige Baume sind geschuitzt, sofern mindestens
zwei Einzelstdamme in 1 m Hohe Uber dem Erdboden einen
Umfang von 50 cm und mehr haben.

unverandert

3)

Uber den Schutz des Absatzes 2 hinaus unterstehen Al-
leen, Baumreihen und Baumgruppen dem Schutz dieser

unverandert
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Satzung, wenn mindestens drei Baume in 1 m Héhe Uber
dem Erdboden einen Stammumfang von dber 50 cm ha-
ben. In diesen Alleen, Baumreihen und Baumgruppen sind
hierbei alle Ba&ume geschitzt, die einen Stammumfang von
mindestens 30 cm in 1 m Hohe Uber dem Erdboden ha-
ben.

(4) Die Vorschriften dieser Satzung gelten unabhé&ngig von unverandert
den Voraussetzungen des Absatzes 2 und 3
a) fur Baume, die aufgrund von Festsetzungen eines unverandert
Bebauungsplanes zu erhalten sind oder gepflanzt
wurden,
b) fur die nach dieser Satzung vorgenommenen Ersatz- unverandert
pflanzungen,
c) fur die mit 6ffentlichen Mitteln gepflanzten Baume, ins- unverandert
besondere auf stralRenbegleitenden Grinflachen.
(5) Von dieser Satzung bleiben unberiihrt: unverandert

a) Weitergehende Schutzvorschriften fur Baume und Baum-

gruppen, die als Naturdenkmale oder geschiitzte Land-
schaftsbestandteile gemaR 8§ 22, 23, 42 a Abs. 2, 42e, 47
des Landschaftsgesetzes NW ausgewiesen sind,

a) Weitergehende Schutzvorschriften fur Baume, Baumgrup-

pen und Baumreihen, die als Naturdenkmale oder ge-
schiitzte Landschaftsbestandteile geman §§ 22, 28, 29 des
Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) bzw. 8§ 22,
23, 42a Abs. 2, 42e, 47 des Landschaftsgesetzes NRW
(LG NRW) ausgewiesen sind sowie fir Baume, die als Al-
lee oder Teil einer Allee gemald § 47a des LG NRW ge-
setzlich geschutzt sind.

Anpassung an aktuelle gesetzliche Re-
gelungen

8§ 22, 28 und 29 des BNatSchG wurden
neu aufgenommen. §8 28 und 29 enthal-
ten die Regelungen zu den Naturdenk-
malen und den geschiitzten Land-
schaftsbestandteilen, § 22 BNatSchG
betrifft SchutzmalRnahmen und Sicher-
stellungen.

8§ 47 a des LG NRW regelt den Alleen-
schutz und wurde daher ergénzt.
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b)

Wald im Sinne des Gesetzes zur Erhaltung des Waldes
und zur Forderung der Forstwirtschaft (Bundeswaldge-
setz) vom 02. Mai 1975 (BGBIS. 1307) und des Forstge-
setzes fur das Land Nordrhein-Westfalen (Landesforstge-
setz - LFoG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
24. April 1980 (GV. NW. S. 546/ SGV. NW. 790) - jeweils
in der bei Erlass dieser Satzung geltenden Fassung.

b)

Wald im Sinne des Gesetzes zur Erhaltung des Waldes
und zur Férderung der Forstwirtschaft (Bundeswaldgesetz)
vom 2. Mai 1975 (BGBI. | S. 1037), zuletzt geandert
durch Gesetz vom 31. Juli 2010 (BGBI. I S. 1050) und
des Forstgesetzes fur das Land Nordrhein-Westfalen
(Landesforstgesetz — LFoG) vom 24. April 1980 (GV NRW
S. 546), zuletzt gedndert am 16. Marz 2010 (GV NRW S.
185).

Gesetzeszitate aktualisiert

c)

Vorschriften zum Artenschutz nach 88 39 und 44
BNatSchG.

Hinweise zum Artenschutz und den dar-
aus resultierenden Regelungen hinsicht-
lich Baumfallung und —schnitt erfolgen —
S0 wie bereits zuvor — in den Genehmi-
gungsbescheiden.

8§83
Verbotene Mallhahmen

8§83
Verbotene MalRnahmen

1)

Im Geltungsbereich dieser Satzung sind alle Handlungen
verboten, die geeignet sind, geschitzte Bdume zu zersto-
ren oder zu beschadigen; ebenso ist es verboten, ge-
schitzte Baume ohne Erlaubnis des Oberbiirgermeisters —
Umwelt- und Verbraucherschutzamt, Untere Landschafts-
behdrde — zu entfernen oder zu verandern.

unverandert

(2)

Unter die Verbote des Absatzes 1 fallen auch Einwirkun-
gen auf den Raum (Wurzel- und Kronenbereich), den ge-
schiitzte Baume zur Existenz bendétigen und die zur Scha-
digung oder zum Absterben des Baumes fuhren oder fih-
ren kénnen:

Verboten sind insbesondere:

unverandert

- Befestigungen innerhalb einer Flache von 1,50 m vom
Stamm entfernt (Baumscheibe) mit einer wasserun-
durchlassigen Decke (z.B. Asphalt, Beton),

unverandert

- Verfestigung der Baumscheibe durch das Abstellen
von Kraftfahrzeugen, schweren Geratschaften, Bau-
materialien o. A,

unverandert

- Abgrabungen, Ausschachtungen oder Aufschiittungen
im Kronentraufbereich,

unverandert
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das Lagern oder Anschiitten von Salzen, Olen, Sau-
ren, Laugen, Farben oder Abwaéssern, Aufschuttungen
im Kronentraufbereich,

unverandert

die Anwendung von Pflanzenbehandlungsmitteln so-
wie von Streusalzen auf wasserdurchlassigen Flachen
im Kronentraufbereich.

unverandert

(3) Eine Veranderung im Sinne des Absatzes 1 liegt vor, wenn
an geschitzten Baumen Eingriffe vorgenommen werden,
die das charakteristische Aussehen verandern oder das
weitere Wachstum beeintrachtigen.

unverandert

§4

Nicht betroffene MalBnahmen / Anzeigepflicht

§4
Nicht betroffene MaBnahmen / Anzeigepflicht

Unter das Verbot des § 3 fallen nicht:

unverandert

1.

ordnungsgemale Pflege- und Erhaltungsmalfinah-
men,

unverandert

Maflnahmen im Rahmen eines ordnungsgeméaRen
Betriebes von Baumschulen oder Gértnereien,

unverandert

Maflnahmen der Verkehrsicherungspflicht an Baumen
auf offentlichen Griin- sowie an Verkehrsflachen,

unverandert

die Entfernung und Veranderung von Baumen auf
Kleingartenparzellen zur Wiederherstellung der
bestimmungs- und ordnungsgeméafRen Nutzung im
Sinne des Bundeskleingartengesetzes,

unverandert

durch eine stadtische Dienststelle veranlasste Malf3-
nahmen an Baumen im Eigentum der Stadt Koln, so-
weit die materiellen Vorschriften dieser Satzung be-
achtet werden,

unverandert

unaufschiebbare MalRnahmen zur Abwendung einer
unmittelbar drohenden Gefahr fiir Personen oder Sa-
chen von bedeutendem Wert; diese sind dem Ober-

unverandert
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blrgermeister — Umwelt- und Verbraucherschutzamt,
Untere Landschaftsbehoérde - unverziglich unter Dar-
legung der Griinde anzuzeigen und in Schriftform zu-
zuleiten.

§5
Anordnung von MalRnhahmen

§5
Anordnung von MalBhahmen

@)

Eigentimer oder sonstige Berechtigte haben alle zumutba-
ren Malinahmen zu treffen, die zur Erhaltung und Siche-
rung von geschitzten Baumen erforderlich sind. Dies gilt
insbesondere fur die Vorbereitung und Durchfiihrung von
BaumalRnahmen. Hier sind Schutzmal3hahmen gegen
Schadeinwirkungen zu treffen. Zu diesem Zweck kann der
Oberbirgermeister — Umwelt- und Verbraucherschutzamt,
Untere Landschaftsbehérde — gegenlber Eigentiimern o-
der sonstigen Berechtigten Anordnungen treffen.

unverandert

)

Bei Tatigkeiten, die eine schadigende Wirkung auf ge-
schitzte Baume angrenzender Grundstiicke haben kon-
nen, findet Absatz 1 entsprechende Anwendung.

unverandert

3)

Sofern die Durchfiihrung von Erhaltungs-, Sicherungs- und
PflegemalRinahmen dem Eigentiimer oder sonstigen Be-
rechtigten nicht zumutbar ist, kann der Oberbirgermeister
— Umwelt- und Verbraucherschutzamt, Untere Land-
schaftsbehtrde — anordnen, dass diese Mal3nhahmen von
dem Eigentimer oder sonstigen Berechtigten zu dulden
sind. Die Verpflichtung des Eigentiimers oder des sonsti-
gen Berechtigten, die Baume in einem verkehrssicheren
Zustand zu halten, bleibt unberthrt.

unverandert

86
Erlaubnisse

86
Erlaubnisse

(1)

Eine von den Verboten des § 3 befreiende Erlaubnis zur
Entfernung oder Verédnderung geschiitzter Baume erteilt
auf Antrag der Oberburgermeister — Umwelt- und Verbrau-
cherschutzamt, Untere Landschaftsbehorde -.

Die Erlaubnisvoraussetzungen sind vom Antragsteller
nachzuweisen.

unverandert
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(2) Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn

unverandert

a)

aufgrund Vorschriften des o6ffentlichen Rechts oder
eines zivilrechtlichen Titels die Baume zu entfernen
oder zu verandern sind,

unverandert

b)

eine nach den baurechtlichen Vorschriften genehmi-
gungspflichtige, zulassige Nutzung sonst nicht oder
nur unter wesentlichen Beschrankungen verwirklicht
werden kann,

unverandert

c)

von dem Baum Gefahren flr Personen oder Sachen
von bedeutendem Wert ausgehen und die Gefahren
nicht auf andere Weise und mit zumutbarem Aufwand
zu beheben sind,

unverandert

d)

der Baum krank ist und die Erhaltung nicht aufgrund
offentlicher Belange geboten oder nicht mit zumutba-
rem Aufwand mdglich ist,

unverandert

e)

die Entfernung des Baumes aus Uberwiegenden auf
andere Weise nicht zu verwirklichenden offentlichen
Interessen dringend erforderlich ist,

unverandert

f)

der Oberbirgermeister — Umwelt- und Verbraucher-
schutzamt, Untere Landschaftsbehérde - eine solche
bereits bei Anpflanzung des Baumes schriftlich zuge-
sagt hat, um dem Antragsteller die Vornahme zusatz-
licher, zeitlich begrenzter Neuanpflanzungen zu er-
moglichen.

unverandert

3)

Daruber hinaus kann eine Erlaubnis mit Zustimmung der
ortlich zustandigen Bezirksvertretung erteilt werden, wenn
das Verbot zu einer nicht beabsichtigten Harte fihren wir-
de und die beabsichtigte MalRnahme mit den 6ffentlichen
Belangen vereinbar ist. Zu den offentlichen Belangen in
diesem Sinne zahlen insbesondere die Seltenheit, Eigenart
der Baume und ihre Bedeutung fir das Orts- und Land-
schaftsbild sowie die Tier- und Pflanzenwelt und die Ver-
besserung des Stadtklimas.

unverandert
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(4) Fur Baume, die aufgrund von Festsetzungen eines Bebau-
ungsplanes zu erhalten sind oder gepflanzt wurden, bleibt
§ 31 BauGB unbertiihrt.

unverandert

(5) Die Entscheidung uber die Erlaubnis wird schriftlich erteilt
und ist gebuhrenpflichtig. Sie ergeht unbeschadet privater
Rechte Dritter und kann mit Nebenbestimmungen — insbe-
sondere zu Ersatzpflanzungen und Ausgleichszahlungen -

verbunden werden.

(5) Die Entscheidung uber die Erlaubnis wird schriftlich erteilt
und ist gebuhrenpflichtig. Sie ergeht unbeschadet privater
Rechte Dritter. Die Erlaubnis kann uber die Regelungen
des 8 8 Abs. 1 hinaus mit weiteren Nebenbestimmun-
gen — insbesondere zu baumerhaltenden MalRnahmen,
Fristen und entsprechenden Nachweisen — verbunden
werden. Die Nachweispflicht umfasst insbesondere in-
nerhalb einer vorgegebenen Frist die Ersatzpflanzung
bzw. den ordnungsgeméafRen Rickschnitt gegentber
der Unteren Landschaftsbehérde durch Vorlage einer
Kauf-, Liefer-, Leistungsrechnung und / oder eines Fo-
tos des / der gepflanzten / rickgeschnittenen Baumes /
Baume zu bestatigen.

Baumerhaltende Maf3nahmen sind z. B.
Schutz- und SicherungsmafRnahmen
nach DIN 18920 oder baumschonende
SchnittmalRnahmen nach ZTV Baum-
pflege

Mit der Ausformulierung der Nachweis-
pflichten wird im Sinne der erneuten U-
berpriifung der Organisationsuntersu-
chung eine Geschaftsprozessoptimie-
rung umgesetzt.

Die ausformulierte Fassung der Nach-
weispflichten tragt dem gesetzlichen
Bestimmtheitserfordernis Rechung und
bildet im Falle der Nichterfiillung die
Grundlage fir eine spéatere Ahndung als
Ordnungswidrigkeit.

(6) Die Erlaubnis erlischt, wenn nicht binnen eines Jahres (bei
Erlaubnissen gemaR § 6 (2) b nach drei Jahren) seit Zu-
gang mit der beantragten Maf3nahme begonnen worden
ist; die Frist kann auf schriftlichen Antrag jeweils bis zu ei-

nem Jahr verlangert werden.

unverandert

87
Erlaubnisantrag

8§87
Erlaubnisantrag

Die Erteilung einer Erlaubnis ist vom Eigentiimer oder einem
von ihm Bevollméchtigten beim Oberbirgermeister — Umwelt-
und Verbraucherschutzamt, Untere Landschaftsbehorde -
mindestens zwei Monate vor Beginn der Malinahme schriftlich
unter Darlegung der Griinde zu beantragen. Pro Grundstiick ist
jeweils ein eigenstandiger Antrag zu stellen.

Dem Antrag ist beizuftigen:

unverandert

- ein Lageplan im MalRstab 1:250, in dem der Standort der
betreffenden Baume sowie deren Art, Stammumfang in 1
m Hoéhe tUber dem Erdboden und Kronendurchmesser ein-
zutragen sind,

- ein Lageplan im MalR3stab 1:250, in dem die Standorte aller
auf dem Grundstick vorhandenen Baume sowie deren
Art, Stammumfang in 1 m Hohe tber dem Erdboden und
Kronendurchmesser einzutragen und die zur Entfernung
bzw. Verdnderung beantragten Bdume markiert sind,

Anderung erforderlich, da ansonsten
kein Abgleich mit der nachgewiesenen
Ersatzpflanzung mdoglich ist (vgl. dazu §
6 Abs. 5).
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- aussagekraftige Fotos von den betroffenen Baumen,

- aussagekraftige Fotos von den zur Entfernung bzw. Ver-
anderung beantragten Baumen,

Redaktionelle Klarstellung in Bezug auf
den vorherigen Spiegelstrich

- eine rechtsverbindliche Erklarung zu den grundstiicksbe-
zogenen Eigentumsverhéltnissen,

unverandert

- eine rechtsverbindliche Erklarung, ob eine Ausgleichszah-
lung geleistet oder ob eine entsprechende Ersatzpflanzung
unter Angabe des hierzu zur Verfiigung stehenden Grund-
stiickes vorgenommen wird.

unverandert

Von der Vorlage eines Lageplanes kann abgesehen werden,
wenn auf andere Art und Weise (z.B. Lageskizzen) die ge-
schitzten Baume entsprechend Satz 3 ausreichend dargestellt
werden kdnnen.

unverandert

Sind Baumentfernungen groBeren Ausmafies beantragt und
entsprechende Ersatzpflanzungen grof3eren Ausmales ge-
plant, so kann zur Vorbereitung der Entscheidung die Vorlage
eines Gestaltungsplanes gefordert werden.

unverandert

Fur den Antrag ist das in der Anlage zu dieser Satzung néaher
bezeichnete Formular zu verwenden.

Fur den Antrag ist das von der Unteren Landschaftsbehérde
zur Verfiigung gestellte Formular zu verwenden.

Durch die Anderung werden notwendige
Anpassungen des Formulars flexibel
umsetzbar.

§8
Ersatzpflanzungen, Ausgleichszahlungen

§8
Ersatzpflanzungen, Ausgleichszahlungen

(1) Die Erlaubnis wird in den Fallen des § 6 Abs. 2 b) und des
§ 6 Abs. 3 unter der Auflage einer Ersatzpflanzung bzw.
unter der Verpflichtung zur Leistung einer Ausgleichszah-
lung innerhalb von 2 Monaten nach Zugang der Erlaubnis
entsprechend der rechtsverbindlichen Erklarung des An-
tragstellers im Antrag erteilt. Ergeht die Erlaubnis nach § 6
(2) ¢ oder d kdnnen nach Einzelfallprifung Ersatzpflan-
zungen aufgegeben werden.

unverandert

(2) Als Ersatzpflanzung ist fur jeden angefangenen Meter
Stammumfang (gemessen in 1 m Hoéhe Uber dem Erdbo-
den) des entfernten Baumes ein bodenstandiger Baum
(siehe Anlage) mit einem Umfang von 20 cm in 1 m Hohe
Uber dem Erdboden auf Kosten des Eigentiimers an-
zupflanzen und zu erhalten. Wachst der Baum nicht an, so
ist die Ersatzpflanzung zu wiederholen.

Abweichend von Satz 1 sind bei Ersatzpflanzungen auch

(2) Als Ersatzpflanzung ist fur jeden angefangenen Meter
Stammumfang (gemessen in 1 m Hoéhe Uber dem Erdboden)
des entfernten Baumes ein bodensténdiger Baum nach der

Anlage 1 ,Liste fur die Ersatzpflanzung bodenstandiger

Baume" mit einem Umfang von 20 cm in 1 m Hoéhe uber dem

Erdboden auf Kosten des Eigentimers anzupflanzen und zu

erhalten. Wéchst der Baum nicht an, so ist die Ersatzpflanzung

zu wiederholen. Wachst der Baum nicht an, so ist die Ersatz-

Aktualisierung der als Anlage 1 zur Sat-
zung gehdrenden ,Liste fir die Ersatz-
pflanzung bodenstandiger Baume* und
formalrechtliche Einbindung als Sat-
zungsbestandteil
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Eiben mit einer Mindesthéhe von 2 m (unabhéngig vom
Stammumfang) zul&ssig.

Zur Ermittlung der Anzahl der Ersatzpflanzungen bei mehr-
stémmigen Baumen ist der Stammumfang (in 1 m Hoéhe
Uber dem Erdboden) aller Einzelstamme tber 30 cm zu
addieren.

pflanzung zu wiederholen.

Abweichend von Satz 1 sind bei Ersatzpflanzungen auch Eiben
mit einer Mindesthéhe von 2 m (unabhéngig vom Stammum-
fang) zuléssig.

Zur Ermittlung der Anzahl der Ersatzpflanzungen bei mehr-
stdmmigen Baumen ist der Stammumfang (in 1 m Hohe uber
dem Erdboden) aller Einzelstamme tber 30 cm zu addieren.
Die als Anlage 1 beigefugte Liste ist Bestandteil dieser Sat-
zung.

3)

Die Hohe der Ausgleichszahlung bemisst sich nach dem
Wert des Baumes, mit dem ansonsten die Ersatzpflanzung
erfolgen misste (Absatz 1-2) zuzlglich der Pflanzkosten-
pauschale in Hohe von 30 % des Nettoerwerbpreises.

(3) Die Hohe der Ausgleichszahlung bemisst sich nach dem
Durchschnittswert der Bdume gemaf Liste bodenstan-
diger Baume (s. Anlage zu 8 8 Abs. 2), mit denen ansons-
ten die Ersatzpflanzung erfolgen musste (s. Absatz 1-2) zu-
zuglich der Pflanzkostenpauschale in Hohe von 30 % des
Nettoerwerbspreises.

Redaktionelle Klarstellung.

Die Anderung tibernimmt die Regelung
des alten Antragsformulars (s. § 7 letzter
Satz) in den Satzungstext. Der Durch-
schnittswert wurde aktualisiert auf Basis
der Katalogpreise von drei bekannten
Baumschulen und betrégt derzeit abge-
rundet 678,00 €.

(4)

Von den Regelungen der Abséatze 1-3 kann im Einzelfall
mit Zustimmung der 6rtlich zustandigen Bezirksvertretung
abgewichen werden, wenn deren Durchfiihrung zu einer
nicht beabsichtigten Harte fihren wirde und die Abwei-
chung mit den Belangen des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege zu vereinbaren ist. Die Voraussetzungen
sind gesondert zum Antrag nachzuweisen.

unverandert

8§89
Baumschutz im Baugenehmigungsverfahren

§9
Baumschutz im Baugenehmigungsverfahren

(1)

Wird fur ein Grundstick eine Baugenehmigung beantragt,
so sind Uber die Anforderungen des § 7 hinaus in einem
Lageplan mindestens im Maf3stab 1 : 250 sowohl das ge-
plante Bauvorhaben als auch die auf dem Baugrundstiick
vorhandenen Baume im Sinne des § 2, ihr Standort, die
Art, der Stammumfang in 1 m Hoéhe Uber dem Erdboden
und der Kronendurchmesser einzutragen. Gleiches gilt fur
die von der BaumaRRnahme potentiell betroffenen Baume
auf Nachbargrundstticken.

unverandert

(2)

Dem Bauantrag oder einem Uber die planungsrechtliche
Frage hinausgehenden Bauvorbescheidsantrag ist entwe-
der eine Erkldrung des Bauherrn, dass fir die Durchfih-

unverandert
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rung des Bauvorhabens keine nach der Satzung geschitz-
ten Baume entfernt, zerstort, geschadigt oder verandert
werden sollen, oder andernfalls ein Antrag auf Erlaubnis
nach § 7 beizufiigen. Unter Beriicksichtigung des vorhan-
denen Baumbestandes ist die Bauplanung méglichst so zu
gestalten, dass das Entfernen von geschitzten Baumen
auf ein Minimum beschrankt bleibt. Die Erlaubnis nach § 6
Abs. 5 gilt lediglich im Rahmen und ab Zugang der erteil-
ten Baugenehmigung.

§10
Verbotswidriges Entfernen, Eingriffe

§10
Verbotswidriges Entfernen, Eingriffe

(1)

Wer geschiitzte Baume zerstort, ohne Erlaubnis entfernt
oder derart verandert, dass der Baum abstirbt oder besei-
tigt werden muss, ist verpflichtet, nach Mafl3gabe des § 8
Ersatzpflanzungen grundsatzlich an der selben Stelle vor-
zunehmen. In begrindeten Ausnahmeféllen von unbeab-
sichtigter Harte, kbnnen stattdessen Ersatzpflanzungen an
anderer Stelle zugelassen oder entsprechende Aus-
gleichszahlungen verlangt werden, soweit dies mit den Be-
langen des Naturschutzes und der Landschaftspflege ver-
einbar ist. Weitergehende Verpflichtungen aufgrund sons-
tiger Rechtsnormen - insbesondere solcher des Zivilrechts
- bleiben unbertihrt.

(1) Wer geschitzte Baume zerstért, ohne Erlaubnis entfernt

oder derart verandert, dass der Baum abstirbt oder beseitigt
werden muss, ist verpflichtet, nach Maligabe der 8§ 8, 6
Abs. 5 Ersatzpflanzungen grundsatzlich an der selben Stel-
le vorzunehmen. In begriindeten Ausnahmeféllen, insbe-
sondere bei unbeabsichtigter Harte, kénnen stattdessen
Ersatzpflanzungen an anderer Stelle zugelassen oder ent-
sprechende Ausgleichszahlungen verlangt werden, soweit
dies mit den Belangen des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege vereinbar ist. Weitergehende Verpflichtungen
aufgrund sonstiger Rechtsnormen - inshesondere solcher
des Zivilrechts - bleiben unberihrt.

Anpassung an den geanderten § 6 und
redaktionelle Klarstellung (s. Begrin-
dung zu § 6 Abs. 5)

(@)

Hat ein Dritter geschitzte Baume ohne Berechtigung ent-
fernt, zerstort, beschadigt oder verandert und steht dem
Eigentimer oder dem Nutzungsberechtigten ein Ersatzan-
spruch gegen den Dritten zu, so kénnen dem Eigentimer
oder dem Nutzungsberechtigten die Verpflichtungen nach
Abs. 1 hdchstens insoweit auferlegt werden, als er gegen
den Dritten einen Ersatzanspruch hat und ihn nicht an die
Stadt Koéln abtritt. Die Stadt Kéln ist verpflichtet, das Ange-
bot, den Ersatzanspruch abzutreten, anzunehmen.

unverandert

§11
Verwendung von Ausgleichszahlungen

§11
Verwendung von Ausgleichszahlungen

Die Ausgleichszahlungen gemaR 8§ 8 und 10 dieser Satzung
werden vom Oberbirgermeister zweckgebunden verwendet fur

unverandert
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- die zusatzliche Neuanpflanzung von Baumen im Stadtge-
biet von KdIn

unverandert

- bis zu 25 % der jahrlich eingehenden Ausgleichszahlungen
fur die Sanierung und Erhaltung besonders schutzwirdiger
Baume.

- bis zu 35 % der jahrlich eingehenden Ausgleichszahlungen
fur Aufwendungen zur Erhaltung und Sanierung beson-
ders schutzwirdiger Baume.

Der hier erhdhte Prozentsatz tragt den
allgemein erhéhten Anforderungen an
die zur Erhaltung und Sanierung durch-
zufihrenden MalRBhahmen Rechnung,
hier insbesondere infolge neuartiger Er-
krankungen wie z. B. durch den Massa-
ria-Pilz. Die Notwendigkeit wird durch
aktuelle Gerichtsverfahren gegen die
Stadt KoIn, welche Naturdenkmale zum
Gegenstand haben, noch gestiitzt.

8§12
Betreten von Grundstiicken

812
Betreten von Grundstiicken

Die Beauftragten des Oberbirgermeisters — Umwelt- und
Verbraucherschutzamt - sind berechtigt, nach angemessener
Vorankindigung zum Zwecke der Durchfihrung dieser Sat-
zung Grundstiicke zu betreten; sie sind verpflichtet, sich auf
Verlangen des Grundsttickseigentimers oder des Nutzungsbe-
rechtigten auszuweisen. Sofern Gefahr im Verzuge besteht,
kann auf eine Vorankiindigung verzichtet werden.

unverandert

§13
Gebihren

8§13
Gebtlhren

(1) Die Stadt Kéln erhebt Gebihren

(1) Die Stadt Kdln erhebt Geblhren

1. fir die volle oder teilweise Erteilung einer Erlaubnis
zur Entfernung oder Veranderung geschitzter Baume
in Hohe von 45,80 € als Grundgebihr und 11,15 € fir
jeden Baum, fur den eine Veradnderung oder Entfer-
nung genehmigt wurde,

1. fur die Erteilung einer Erlaubnis zur Entfernung oder
Veranderung geschutzter Bdume in Hohe von 65,00 €
als Grundgebihr und 17,50 € fur jeden Baum, fir den
eine Veranderung oder Entfernung genehmigt wurde,

Siehe Gebuhrenbedarfsberechnung.

2. fur die komplette Ablehnung eines Antrags zur Entfer-
nung oder Veranderung geschitzter Baume in Hoéhe
von 75% der bei einer Genehmigung falligen Geblhr;

unverandert
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bei einer teilweisen Ablehnung 75% der baumabhan-
gigen Gebuhr fur die abgelehnten Baume zusétzlich
zu der Gebihr nach Nr. 1,

3. fur die Verlangerung einer Erlaubnis nach § 6 (6) in
Hohe von 7,70 €,

3. fiur die Verlangerung einer Erlaubnis nach § 6 (6) in
Hohe von 32,50 €.

Siehe Gebuhrenbedarfsberechnung.
Mit dem Bezug auf die Gebihr nach Nr.
1 wird die Verlangerung der Erlaubnis
an den tatsachlichen Aufwand bei der
Bearbeitung angepasst.

4. fir die Zurlickweisung eines Widerspruchs in Hohe | Gestrichen! Mit der landesgesetzlichen Abschaffung
von 97,25 € jedoch maximal 50 % der Gebuhr des des Widerspruchsverfahrens ist Ziff. 4
angefochtenen Bescheides. nicht mehr erforderlich.

(2) Wird der Erlaubnisantrag lediglich wegen Unzustandigkeit | Gestrichen! Bei Unzustandigkeit erfolgt keine Ableh-

abgelehnt, wird keine Geblihr erhoben.

nung eines Antrages, Absatz 2 ist daher
obsolet.

§14
Gebiuhrenbescheid und Falligkeit

8§14
Gebihrenbescheid und Falligkeit

(1) Gebuhrenschuldner ist der Eigentimer. Mehrere Gebuh-
renschuldner sind Gesamtschuldner.

unverandert

(2) Der Gebihrenschuldner erhélt Gber den zu entrichtenden
Betrag einen schriftichen Gebihrenbescheid, der mit der
schriftlichen Entscheidung tber die Erlaubnis bzw. Ableh-
nung zu verbinden ist.

unverandert

(3) Die Gebiihren werden mit der Bekanntgabe der Gebulh-
renentscheidung an den Gebihrenschuldner fallig.

unverandert

§15
Ordnungswidrigkeiten

8§15
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 70 Abs.1 Nr.17 des Land-
schaftsgesetzes NW handelt, wer vorséatzlich oder fahrlas-

sig

(1) Ordnungswidrig im Sinne des 8§ 70 Abs.1 Nr.17 des LG
NRW handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

redaktionelle Anderung

a) geschitzte Baume entgegen den Verboten des § 3
zerstort, beschadigt, entfernt oder verandert,

unverandert
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b) eine nach § 8 erteilte Auflage oder eine Anordnung
nach § 5 nicht oder nicht fristgerecht erfullt,

b) eine nach § 6 erteilte Nebenbestimmung, eine nach
§ 8 erteilte Auflage oder eine Anordnung nach § 5
nicht oder nicht fristgerecht erfillt,

Erforderlich um die Nachweispflichten
und Nebenbestimmungen in § 6 als
OWI-Tatbestand festzuschreiben.

c) eine Anzeige nach § 4 Ziffer 6 letzter Halbsatz unter- unverandert
lasst,
d) entgegen 8 7 und 8 9 Abs. 1 und 2 unzutreffende An- unverandert

gaben abgibt.

(@)

Die Ordnungswidrigkeit kann nach 8§ 71 Abs. 1 Land-
schaftsgesetz NW mit einer GeldbuRRe bis zu 50590,- Euro
geahndet werden, soweit die Zuwiderhandlung nicht durch
Bundes- oder Landesrecht mit Strafe bedroht ist.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 71 Abs. 1 LG NRW

mit einer GeldbuRRe bis zu 50.000,- Euro geahndet werden,
soweit die Zuwiderhandlung nicht durch Bundes- oder Lan-
desrecht mit Strafe bedroht ist.

Anpassung an aktuelle Gesetzeslage.

3)

Gegenstande, die zur Begehung einer Ordnungswidrigkeit
nach § 70 des Landschaftsgesetzes NW gebraucht wurden
oder bestimmt gewesen sind, kdnnen gemafl § 71 Abs. 2
des Landschaftsgesetzes NW eingezogen werden.

unverandert

8§16
Inkrafttreten

8§16
Inkrafttreten

1)

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer offentlichen Be-
kanntmachung in Kraft.

unverandert

()

Gleichzeitig tritt die Satzung zum Schutz des Baumbe-
standes innerhalb der im Zusammenhang bebauten
Ortsteile im Gebiet der Stadt Kéln vom 29.02.1996 aul3er
Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung zum Schutz des Baumbestan-

des innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile im
Gebiet der Stadt Kdln vom 17.01.2002 aul3er Kraft.

Datum angepasst

14



	 BSchS 2002
	BSchS neu
	Bemerkungen, Begründung

